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Vollzug des Bayerischen Straßen- 
und Wegegesetzes (BayStrWG)
Planfeststellungsverfahren für 
den Neubau der Ortsumfah-
rung Niederndorf – Neuses im 
Zuge der St 2263/430/0,00 bis St 
2263/46070,945 im Gebiet der 
Städte Herzogenaurach und Er-
langen (gemeindliche Baulast 
GVS Bau-km 0+000 bis Bau-km 
3+526 sowie gemeindliche Son-
derbaulast St 2263 Bau-km 3+526 
bis Bau-km 5+100)
Die Stadt Herzogenaurach hat 
bei der Regierung von Mittelfran-
ken für das im Betreff genannte 
Bauvorhaben die Durchführung 
des Planfeststellungsverfahrens 
beantragt. Für das Vorhaben be-
steht keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach Art. 37 
BayStrWG.
Gegenstand des Bauvorhabens ist 
der Neubau der Ortsumfahrung 
Niederndorf – Neuses mit einer 
Gesamtlänge von 5,10 km. Das 
Gesamtvorhaben beinhaltet die 
Verlegung der St 2263 von Bau-
km 3+526 bis Bau-km 5+100 auf 
einer Länge von ca. 1,57 km. Für 
die Anschlussbereiche an die ERH 
25, die St 2263, die St 2244 sowie 
die angrenzenden Gemeindever-
bindungsstraßen und öffentliche 
Feld- und Waldwege ist eine Ge-
samtlänge von ca. 1,50 km anzuset-
zen. Des Weiteren müssen etwa ca. 
0,60 km Geh- und Radwege umge-
staltet und an den neuen Trassen-
verlauf angepasst werden. Durch 
den Bau der Ortsumfahrung soll 
die Stadt Herzogenaurach, vor al-
lem deren Ortsteil Niederndorf so-
wie der Erlanger Stadtteil Neuses 
vom Durchgangsverkehr entlastet 
werden. Die Streckencharakteris-
tik wird einer anbaufreien Strecke 
entsprechen.
Die geplante Ortsumfahrung Nie-
derndorf – Neuses beginnt südlich 
des Zentrums von Herzogenau-

rach an der Hans-Maier-Straße 
im Bereich der Einmündung zur 
Galgenhofer Straße. Die Werks-
einfahrt zur Firma Schaeffler 
liegt in unmittelbarer Nähe. Im 
weiteren Streckenverlauf kreuzt 
die geplante Ortsumfahrung die 
Galgenhofer Straße (Knotenpunkt 
3, Kreisverkehrsplatz), überquert 
die Gemeindeverbindungsstraße 
zwischen Burgstall und Haupten-
dorf (Bauwerk 4, Brücke über den 
Litzelbach), kreuzt die ERH 25 
(Knotenpunkt 4), bis sie bei Bau-
km 3+530 die St 2263 kreuzt (Kno-
tenpunkt 5). Der anschließende 
Streckenverlauf stellt im Wesentli-
chen die Trasse der geplanten Ver-
legung der St 2263 dar. Die Anbin-
dung an die Ortsteile Neuses und 
Niederndorf erfolgt über den Kno-
tenpunkt 6 mit dem Anschluss an 
die Niederndorfer Straße. Mit dem 
Knotenpunkt 7 und dem Anschluss 
an die St 2244 erfolgt die Verknüp-
fung mit dem Bundesfernstraßen-
netz über die BAB A 3 an der AS 
Erlangen – Frauenaurach.
Der Bau der Ortsumfahrung wird 
dazu beitragen, den Ziel- und 
Quellverkehr der Gewerbegebiete 
und den Durchgangsverkehr über 
die St 2263 vom lokalen Ortsver-
kehr in den genannten Ortsteilen 
bzw. im Stadtgebiet von Herzo-
genaurach zu trennen. Dieser 
regionale Verkehr wird auf einer 
leistungsfähigen, 2-streifigen Stra-
ße außerhalb bebauter Gebiete ge-
führt. Damit werden die Verkehrs-
sicherheit und die Leichtigkeit des 
Verkehrs erhöht, die Straßenräu-
me werden entlastet und können 
zukünftig funktionsgerechter ge-
nutzt werden.
Die Stadt Herzogenaurach und 
der Freistaat Bayern haben ver-
einbart, dass die geplante Staats-
straßenverlegung von der Stadt 
in kommunaler Sonderbaulast 
errichtet wird. Damit kann von 
der Stadt Herzogenaurach das 

Gesamtprojekt als Vorhabensträ-
gerin planerisch und baulich ge-
meinsam behandelt werden.
Der Plan (Zeichnungen und Er-
läuterungen) liegt in der Zeit vom 
8. März bis 7. April 2021 bei der 
Stadt Fürth, Technisches Rathaus, 
Hirschenstraße 2, im Eingangsbe-
reich Ebene 0 (Erdgeschoss), 90762 
Fürth, während der allgemeinen 
Dienstzeiten, Montag bis Donners-
tag von 8.30 bis 15 Uhr und Freitag 
von 8.30 bis 12.30 Uhr, zur allge-
meinen Einsichtnahme aus. Zur 
Wahrung des Gesundheitsschutzes 
sind im Amtsgebäude die allgemei-
nen Coronavirus-Schutzmaßnah-
men, Mindestabstände einzuhal-
ten und ein Mund-Nasen-Schutz 
zu tragen. Der Raum, in dem die 
Unterlagen ausliegen, darf nur 
einzeln oder von Personen, die 
demselben Hausstand angehören, 
betreten werden.
Zudem wird der Plan im Interne-
tauftritt der Regierung von Mit-
telfranken www.regierung.mit-
telfranken.bayern.de unter der 
Rubrik „Aufgaben“ > „Planung 
und Bau“ > „Planfeststellung, 
Straßenrecht, Baurecht“ > „Plan-
feststellungsunterlagen im Inter-
net“ veröffentlicht; maßgeblich ist 
jedoch der Inhalt der zur Einsicht 
ausgelegten Planunterlagen (Art. 
27a des Bayerischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes - BayVwVfG).
1. Jeder, dessen Belange durch das 
Bauvorhaben berührt werden, 
kann bis spätestens zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist, 
das ist bis zum 21. April 2021, bei 
Stadt Fürth, Stadtplanungsamt, 
Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
oder bei der Regierung von Mit-
telfranken, Promenade 27, 91522 
Ansbach, Einwendungen gegen 
den Plan schriftlich oder zur Nie-
derschrift erheben. Einwendun-
gen können auch elektronisch, 
aber nur mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem 

Signaturgesetz versehen, unter 
der Adresse poststelle@reg-mfr.
bayern.de erhoben werden. Ein-
wendungen mit „konventionel-
ler“ E-Mail ohne qualifizierte 
elektronische Signatur sind un-
wirksam. Die Einwendung muss 
den geltend gemachten Belang 
und das Maß seiner Beeinträchti-
gung erkennen lassen.
Nach Ablauf dieser Einwendungs-
frist sind alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf be-
sonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen (Art. 73 Abs. 4 Satz 3 
BayVwVfG). Einwendungen und 
Stellungnahmen der Vereinigun-
gen sind nach Ablauf dieser Frist 
ebenfalls ausgeschlossen (Art. 73 
Abs. 4 Sätze 5 und 6 BayVwVfG).
Bei Einwendungen, die von mehr 
als 50 Personen auf Unterschrif-
tenlisten unterzeichnet oder in 
Form vervielfältigter gleichlau-
tender Texte eingereicht werden 
(gleichförmige Eingaben), ist auf 
jeder mit einer Unterschrift ver-
sehenen Seite ein Unterzeichner 
mit Namen, Beruf und Anschrift 
als Vertreter der übrigen Unter-
zeichner zu bezeichnen. Andern-
falls können diese Einwendungen 
unberücksichtigt bleiben.
2. Diese ortsübliche Bekanntma-
chung dient auch der Benachrich-
tigung der Vereinigungen nach 
Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG von 
der Auslegung des Plans.
3. Rechtzeitig erhobene Stellung-
nahmen und Einwendungen wer-
den in einem Termin erörtert, der 
noch ortsüblich bekannt gemacht 
wird.
Ferner werden diejenigen, die 
rechtzeitig Einwendungen erho-
ben haben, bzw. bei gleichförmi-
gen Einwendungen wird der Ver-
treter, von dem Termin gesondert 
benachrichtigt (Art. 17 BayVwV-
fG). Sind mehr als 50 Benachrich-
tigungen vorzunehmen, so können 
sie durch öffentliche Bekanntma-
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chung ersetzt werden.
Die Vertretung durch einen Be-
vollmächtigten ist möglich. Die 
Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuwei-
sen, die zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde zu geben ist.
Bei Ausbleiben eines Beteiligten 
in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt wer-
den. Das Anhörungsverfahren ist 
mit Abschluss des Erörterungster-
mins beendet.
Der Erörterungstermin ist nicht 
öffentlich.
4. Durch Einsichtnahme in die 
Planunterlagen, Erhebung von 
Einwendungen und Stellungnah-
men, Teilnahme am Erörterungs-
termin oder Vertreterbestellung 
entstehende Kosten werden nicht 
erstattet.
5. Entschädigungsansprüche, so-
weit über sie nicht in der Plan-
feststellung dem Grunde nach zu 
entscheiden ist, werden nicht in 
dem Erörterungstermin, sondern 
in einem gesonderten Entschädi-
gungsverfahren behandelt.
6. Über die Einwendungen und 
Stellungnahmen wird nach Ab-
schluss des Anhörungsverfahrens 
durch die Planfeststellungsbehör-
de entschieden. Die Zustellung der 
Entscheidung (Planfeststellungs-
beschluss) an die Einwender und 
diejenigen, die eine Stellungnah-
me abgegeben haben, kann durch 
öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden, wenn mehr als 50 
Zustellungen vorzunehmen sind. 
7. Vom Beginn der Auslegung 
des Plans an treten die Anbaube-
schränkungen nach Art. 23 bis 26 
BayStrWG und die Veränderungs-
sperre nach Art. 27 b BayStrWG in 
Kraft. 

Widmung zur öffentlichen Ver-
kehrsfläche
Im Vollzug des Bayerischen 
Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Oktober 
1981 (GvBl. S. 448, berichtigt 1982 
S. 149; BayRS 91-1-I) wird bekannt 
gegeben:
Mit Beschluss des Bau- und 
Werkausschusses der Stadt 
Fürth vom 10. Februar 2021 

wird mit Wirkung vom Tage 
nach der Bekanntmachung in 
der Stadtzeitung der Stadt Fürth 
die nachfolgende Straßenfläche 
gemäß Art. 6 BayStrWG zur öf-
fentlichen Verkehrsfläche: 
Als Ortsstraße (Art. 46 Nr. 2 
BayStrWG) wird das Grundstück 
Flur Nummer 1470/1 Gem. Fürth 
(Parkplatz vor dem Anwesen Fron-
müllerstraße 71) gewidmet.
Der Lageplan und die Verfü-
gung zu dem Verfahren können 
im Tiefbauamt, Hirschenstraße 
2, Zimmer 311, Montag bis Frei-
tag von 9 bis 12 Uhr eingesehen 
werden.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügungen kann in-
nerhalb eines Monats nach ihrer 
Bekanntgabe Klage bei dem Baye-
rischen Verwaltungsgericht Ans-
bach, 91522 Ansbach, erhoben 
werden. Dafür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
a. Schriftlich oder zur Nieder-
schrift
Die Klage kann schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle erhoben 
werden. Die Anschrift lautet: Bay-
erisches Verwaltungsgericht in 
Ansbach, Postfachanschrift: 
Postfach 616, 91511 Ansbach. 
Hausanschrift: Promenade 24-
28, 91522 Ansbach. 
b. Elektronisch
Die Klage kann bei dem Bayeri-
schen Verwaltungsgericht Ans-
bach auch elektronisch nach 
Maßgabe der der Internetpräsenz 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de) zu entneh-
menden Bedingungen erhoben 
werden. Dafür steht folgende 
Möglichkeit zur Verfügung: Über-
mittlung eines elektronischen 
Dokuments mit qualifizierter 
elektronischer Signatur an die 
EGVP-Adresse des Gerichts. 
Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten (Stadt Fürth) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen 
angegeben, die angefochtene 
Verfügung soll in Abschrift beige-
fügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schrift-

licher Einreichung oder Einrei-
chung zur Niederschrift Abschrif-
ten für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung:
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen. Nähere 
Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen ent-
nehmen Sie bitte der Internetprä-
senz der Stadt Fürth (www.fuerth.
de) sowie der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.
bayern.de).
[Sofern kein Fall des § 188 VwGO 
vorliegt:] Kraft Bundesrechts wird 
in Prozessverfahren vor den Ver-
waltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.
Fürth, 15. Februar 2021, STADT 
FÜRTH

Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister

Infektionsschutzgesetz (IfSG) und 
11. Bayerische Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung (11. 
BayIfSMV)
Vollzug des § 24 der 11. BayIfSMV 
zur Festlegung zentraler Begeg-
nungsflächen und öffentlicher 
Verkehrsflächen der Fürther 
Innenstadt sowie sonstiger öf-
fentlicher Orte zur Festlegung 
von Maskenpflicht und Alkohol-
konsumverbot
Änderung der Allgemeinverfü-
gung vom 25. Januar 2021, geän-
dert durch Allgemeinverfügung 
vom 2. Februar 2021
Die Stadt Fürth erlässt folgende 
Allgemeinverfügung:
1. Änderung der Allgemeinver-
fügung vom 25. Januar 2021, ge-
ändert am 2. Februar 2021
In Nr. 4 der Allgemeinverfügung 
wird das Datum „14.02.2021“ 
durch das Datum „07.03.2021“ 
ersetzt.
2. Bekanntgabe
Diese Allgemeinverfügung gilt 
gem. Art. 41 Abs. 4 des Bayeri-
schen Verwaltungsverfahrensge-
setztes (BayVwVfG) am 14.02.2021 
als bekanntgeben und wird mit Be-

kanntgabe wirksam. Die Bekannt-
machung erfolgt durch die Veröf-
fentlichung des Tenors im Internet 
(Art. 27a BayVwVfG). 
Hinweise:
1. Die Anordnung ist gemäß § 28 
a Abs. 1 Nrn. 2 und 9 i. V. m. § 28 
Abs. 3 und § 16 Abs. 8 IfSG sofort 
vollziehbar. Rechtsbehelfe haben 
daher keine aufschiebende Wir-
kung.
2. Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 1 des 
Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (BayVwVfG) ist nur 
der verfügende Teil einer All-
gemeinverfügung öffentlich be-
kannt zu machen. Die Allgemein-
verfügung liegt mit Begründung 
und Rechtsbehelfsbelehrung bei 
der Stadt Fürth, Amt für Umwelt, 
Ordnung und Verbraucherschutz, 
Schwabacher Straße 170, 90763 
Fürth, Zimmer 3.07, aus. Sie kann 
während der allgemeinen Dienst-
zeiten eingesehen werden. Bitte 
vereinbaren Sie hierzu einen Ter-
min unter oa@fuerth.de oder Te-
lefon 974 14 70.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung 
kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem Bayeri-
schen Verwaltungsgericht Ans-
bach, 91522 Ansbach, schriftlich, 
zur Niederschrift oder elektro-
nisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.
bayern.de).
Kraft Bundesrechts wird in Pro-
zessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klage-
erhebung eine Verfahrensgebühr 
fällig.
Fürth, 14. Februar 2021, STADT 
FÜRTH
i.A. Kreitinger, Berufsmäßiger 
Stadtrat
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Infektionsschutzgesetz (IfSG) und 
11. Bayerische Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung (11. 
BayIfSMV) 

Inzidenzabhängige Öffnung von 
Schulen, Kindertagesstätten und 
Angeboten der beruflichen Aus-, 
Fort- und Weiterbildung
Die Verordnung zur Änderung 
der 11. BayIfSMV vom 12.02.2021 
sieht ab dem 22.02.2021 eine in-
zidenzabhängige Öffnung von 
Schulen, Kindertagesstätten und 
Angeboten der beruflichen Aus-, 
Fort- und Weiterbildung sowie 
von Fahrschulen vor. Diese Öff-
nung tritt in Kraft, soweit die 
7-Tage-Inzidenz am 22.02.2021 

nicht über dem Wert von 100 liegt. 
Die 7-Tage-Inzidenz am 22.02.2021 
beträgt 73,9.
Danach darf ab sofort Präsenz-
unterricht für folgende Schu-
len bzw. Jahrgangsstufen oder 
Schulklassen unter Einhaltung 
des Mindestabstands von 1,5 Me-
tern auch in den Unterrichtsräu-
men stattfinden (§ 18 Abs. 1 Satz 
5 der 11. BayIfSMV):
1. an den Jahrgangsstufen 1 bis 4 
der Grundschulen, 
2. an den Jahrgangsstufen 1 bis 4 
der Förderzentren einschließlich 
der Schulvorbereitenden Einrich-
tungen sowie an weiteren Jahr-
gangsstufen der Förderzentren in 
den Förderschwerpunkten emo-

tionale und soziale Entwicklung, 
geistige Entwicklung, körperliche 
und motorische Entwicklung, Se-
hen und weiterer Förderbedarf 
sowie Hören und weiterer För-
derbedarf, 
3. an den Schulen für Kranke in 
Abstimmung mit den Kliniken und 
4. in den Abschlussklassen der üb-
rigen Schulen gemäß § 18 Abs. 1 
Satz 1 der 11. BayIfSMV.
Kann die Einhaltung des Mindest-
abstands nicht durchgehend und 
zuverlässig gewährleistet werden, 
ist in den Wechselunterricht über-
zugehen.
Weiter ist der Betrieb von Kinder-
tageseinrichtungen und Kinder-
tagespflegestellen zulässig (§ 19 

Abs. 1 der 11. BayIfSMV), soweit 
die Träger ein Schutz- und Hygi-
eekonzept auf der Grundlage des 
Rahmenhygieneplanes des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Ge-
sundheit und Pflege ausgearbeitet 
haben und die Betreuung in festen 
Gruppen erfolgt.
Daneben sind unter der Maß-
gabe des § 20 der 11. BayIfSMV 
Angebote der beruflichen Aus-, 
Fort- und Weiterbildung sowie 
theoretischer und praktischer 
Fahrschulunterricht in Präsenz 
möglich.
Fürth, 22. Februar 2021
Im Auftrag
T ö l k
Verwaltungsdirektor

BAUGENEHMIGUNGEN

Öffentliche Bekanntmachung einer 
Baugenehmigung gemäß Art. 68 der 
Bayer. Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Nutzungsänderung ei-
nes Geschäftsstellenbüros der Hu-
manistischen Vereinigung K.d.ö.R. 
in einen Second-Hand-Shop der 
Humanistischen Vereinigung 
K.d.ö.R.
Grundstück: Geleitsgasse 6, Ge-
markung Fürth, Flur-Nr. 446/20
Antragsteller: Humanistische Ver-
einigung K.d.ö.R. Kinkelstraße 12, 
90482 Nürnberg
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO 
Wir haben Ihren Antrag geprüft 
und erteilen gemäß Art. 68 der 
Bayeri-schen Bauordnung (Bay-
BO) die Baugenehmigung für o. g. 
Bauvorhaben.
Durch die Nutzungsänderung in-
nerhalb des Gebäudes werden kei-
ne Abstandsflächen ausgelöst. Die 
Baugenehmigung bedarf gemäß 
Art. 68 Abs. 2 Satz 2 BayBO keiner 
Begründung. 
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage bei dem Baye-
rischen Verwaltungsgericht Ans-
bach, 91522 Ansbach, erhoben 
werden.
Dafür stehen folgende Möglichkei-
ten zur Verfügung:
a. Schriftlich oder zur Nieder-

schrift
Die Klage kann schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle erho-
ben werden. Die Anschrift lautet: 
Bayerisches Verwaltungsgericht 
Ansbach, Postfachanschrift: Post-
fach 6 16, 91511 Ansbach. Hausan-
schrift: Promenade 24 - 28, 91522 
Ansbach.
b. Elektronisch
Die Klage kann beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht Ansbach auch 
elektronisch nach Maßgabe der 
der Internetpräsenz der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.
bayern.de) zu entnehmenden Be-
dingungen erhoben werden. Da-
für steht folgende Möglichkeit zur 
Verfügung: Übermittlung eines 
elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Si-
gnatur an die EGVP-Adresse des 
Gerichts. Die Klage muss den Klä-
ger, die Beklagte (STADT FÜRTH) 
und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden.
Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen bei schriftlicher Einreichung 
oder Einreichung zur Niederschrift 
Abschriften für die übrigen Betei-

ligten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung (§ 
212a Abs. 1 Baugesetzbuch BauGB). 
Möglich ist ein Antrag zum Verwal-
tungsgericht Ansbach, die aufschie-
bende Wirkung der Klage wieder-
herzustellen (§§ 80a i. V. m. 80 Abs. 
5 Verwaltungsgerichtsordnung 
VwGO).
Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung
Es besteht keine Möglichkeit, ge-
gen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! Kraft 
Bundesrechts wird in Prozessver-
fahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
Hinweis:

Die Rechtsmittelfrist beginnt 
mit dem Tag der Veröffentli-
chung des Bescheides in der 
Stadtzeitung der STADT FÜRTH. 
Die Akten des Baugenehmi-
gungsverfahrens können nach 
vorheriger Terminverein-
barung bei der Bauaufsicht, 
Hirschenstraße 2, Zimmer 139, 
eingesehen werden. 

Öffentliche Bekanntmachung einer 
Baugenehmigung gemäß Art. 66 
Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bau-
ordnung (BayBO)
Vorhaben: Neubau eines Balkons
Grundstück: Otto-Seeling-Prome-
nade 14, Gemarkung Fürth, Flur-
Nummer 1019/12
Antragsteller: Viktoria Birk, 
Sergey Khludov, Otto-Seeling-Pro-
menade 14, 90762 Fürth
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO 
Wir haben Ihren Antrag geprüft 
und erteilen gemäß Art. 68 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
die Baugenehmigung für o. g. Bau-
vorhaben. Die Baugenehmigung 
bedarf gemäß Art. 68 Abs. 2 Satz 2 
BayBO keiner Begründung.
Hinweis:
Auf die Vorlage eines auf seit dem 
1. Februar 2021 geltendem Ab-
standsflächenrecht aktualisierten 
Abstandsflächenplan wurde ver-
zichtet, da die Abstandsfläche auf 
dem Baugrundstück eingehalten 
ist. Eine Abstandsflächenübernah-
me auf das angrenzende Grund-
stück Flur-Nummer 1019/7 (Otto-
Seeling-Promenade 12) ist somit 
nicht erforderlich.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage bei dem Baye-
rischen Verwaltungsgericht Ans-
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Anmeldung der Ehe-
schließungen

Sabine Strell, Berlin – Tho-
mas Diem, Schnepfenreuther 
Str. 3a; Sandra Zeinali Sohana-
ki – Eduard Bunescu-Fay, Fürth; 
Melanie Meier – Patrick Bernd 
Binder, Ludwigstr. 124; Laura 
Karoline Brück – Daniel Schorr, 
Hornackerweg 6; Malena Rackl 
– Markus Sprengel, Zum Ringel-
graben 31; Patrycja Rajkowska, 
Bürkleinstr. 21 – Jewelle Mc-
Cray-Lane, Katterbach.

Eheschließungen
Serap Özata – Christian Lö-

scher; Alexandra Lippert – Tobi-
as Werner, Flößaustr. 86c; Silvi-
ja Radicek – Stefan Döbereiner, 
Hartmut-Träger-Str. 9; Manuela 
Gaumitz – Rainer Mark, Linden-
str. 8; Ashley Canovas – Aneu-
rin Willis, Sommerstr. 14; Karen 
Mucha – Patrick Kleinschrodt, 
Pegnitzstr. 31.

Geburten
Angela und Michael Ekassov, 

Tochter Paulina, Balbiererstr. 
28; Silke und Dominik Frey, 
Tochter Sophia Emilia, Feucht; 
Jasmin und Alexander Jäcklin, 
Sohn Matheo, Am Haselbuck 
29; Nina Plichta und Danny Len-
hard, Tochter Leana Lenhard, 
Albrecht-Dürer-Str. 19a; Eva 

und Kevin Frühhaber, Tochter 
Ronja, Cadolzburg; Justina und 
Tobias Edenharter, Tochter Mi-
lana, Emskirchen; Kerstin und 
Frank Schätzler, Sohn Paul; Ste-
fanie und André Weiler, Sohn 
Alexander, Spechtweg 49; Cod-
ruta und Marius-Ioan Hasiuc, 
Tochter Lorena-Anastasia, Ot-
tostr. 16; Barbara Heißmann 
und John Wittmann, Sohn 
Hannes Heißmann, Zirndorf; 
Elisabeth Becker und Marcel 
Udo Nicolaj Klaußner, Sohn 
Milo Ferdinand Becker, Hein-
rich-Heine-Str. 15; Marion und 
Marcus Gumbrecht, Tochter 
Marie, Böschungsweg 37; Ani-
soara Mǎdǎlina Chetronie und 
Iordache Chifor, Tochter Izabel-
la Maria Chifor, Moststr. 1; Le-
onie und Matthias Hußnätter, 
Tochter Paula Emma, Aurach-
tal; Kristina Balija und Marijan 
Sostaric, Sohn Mark, Weiherstr.; 
Janine und Hermann Kirchmey-
er, Sohn Fabian, Fürth; Natalia 
und Marcin Ciećwierz, Tochter 
Sofiya, Rosenstr. 34; Jennifer 
und Gabriel Grave, Sohn Eliah 
Finn, Cadolzburg; Rana Alnahas 
und Nibal Almardini, Sohn Le-
andro Almardini, Flößaustr.

Sterbefälle
Anna Püchner (88), Nürnber-

ger Str. 129.�
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bach, 91522 Ansbach, erhoben 
werden. Dafür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
a. Schriftlich oder zur Nieder-
schrift
Die Klage kann schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle erho-
ben werden. Die Anschrift lautet: 
Bayerisches Verwaltungsgericht 
Ansbach, Postfachanschrift: 
Postfach 6 16, 91511 Ansbach. 
Hausanschrift: Promenade 24 - 
28, 91522 Ansbach. 
b. Elektronisch
Die Klage kann beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht Ansbach auch 
elektronisch nach Maßgabe der der 
Internetpräsenz der Verwaltungs-

gerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.
de) zu entnehmenden Bedingun-
gen erhoben werden.
Dafür steht folgende Möglichkeit 
zur Verfügung:
Übermittlung eines elektroni-
schen Dokuments mit qualifizier-
ter elektronischer Signatur an 
die EGVP-Adresse des Gerichts.
Die Klage muss den Kläger, die 
Beklagte (STADT FÜRTH) und den 
Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der 

Klage und allen Schriftsätzen sol-
len bei schriftlicher Einreichung 
oder Einreichung zur Niederschrift 
Abschriften für die übrigen Betei-
ligten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nachbar) 
gegen diesen Bescheid hat keine 
aufschiebende Wirkung (§ 212a 
Abs. 1 Baugesetzbuch BauGB).
Möglich ist ein Antrag zum Ver-
waltungsgericht Ansbach, die auf-
schiebende Wirkung der Klage 
wiederherzustellen (§§ 80a i. V. m. 
80 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsord-
nung VwGO).
Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung
Es besteht keine Möglichkeit, ge-

gen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen. Kraft 
Bundesrechts wird in Prozessver-
fahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
Allgemeiner Hinweis:
Die Rechtsmittelfrist beginnt mit 
dem Tag der Veröffentlichung des 
Bescheides in der Stadtzeitung der 
STADT FÜRTH. 
Die Akten des Baugenehmigungs-
verfahrens können nach vorheri-
ger Terminvereinbarung bei der 
Bauaufsicht, Hirschenstraße 2, 
Zimmer 139 eingesehen werden.�
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